
weisunggebender Gesetze durch das Volk (vertreten 
durch die auf demokratischer Grundlage gewählten 
gesetzgebenden Körperschaften) und die Tätigkeit fort
schrittlicher Menschen innerhalb der Justiz gewähr
leistet.

Die Feststellung von Verstößen gegen die geltende 
Rechtsordnung — mit zeitlichem Schwerpunkt auf wirt
schaftlichem Gebiet — und ihre Verfolgung und Ahn
dung durch Anklage, Urteil und Vollstreckung sind 
heute nur ein Teilarbeitsgebiet der Staatsanwaltschaft. 
Ein neues Arbeitsfeld wurde erschlossen, und zwar die 
Straftaten verhütende Betätigung der Staatsanwalt
schaft auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens; 
auch wiederum zeitlich bedingt mit dem Schwerpunkt 
in bezug auf die Wirtschaft.

Die nachstehenden Ausführungen sind nicht proble
matisch; sie geben als Tatsachenbericht das wieder, 
was im wesentlichen von der Staatsanwaltschaft des 
Landes Mecklenburg auf dem Gebiete prophylaktischer 
Tätigkeit bisher geleistet worden ist.

Mecklenburg ist in erster Linie Agrarland, und in 
ihm haben die landwirtschaftlichen Belange zur Zeit 
noch den Vorrang. Innerhalb der sowjetischen Zone fiel 
den Agrargebieten seit 1945 eine besondere Bedeutung 
zu, weil es darum ging und heute noch geht, aus eige
ner Leistung weitgehendst die Ernährung der Bevöl
kerung sicherzustellen. Es war daher naheliegend, daß 
die Staatsanwaltschaft in Mecklenburg den Fragen der 
Landwirtschaft besondere Aufmerksamkeit schenken 
mußte, und daß sie ihre Straftaten verhütende Tätig
keit auf diesem Sektor begann. In der Weiterentwick
lung dieser für die Justiz neuen Arbeit ist ihre Aus
dehnung auf andere Sektoren des gesellschaftlichen 
Lebens folgerichtig vor sich gegangen.

1. Landwirtschaft:
Gemessen an dem Stand der Wirtschaftsplanung in 

der sowjetischen Zone im allgemeinen ist diese auf 
dem Gebiete der Landwirtschaft als primäre Planung 
am weitesten entwickelt und wohl auch bisher am 
besten durchgeführt worden. Das hat seine Ursache 
darin, daß trotz der anscheinend besonderen Schwierig
keiten in der Landwirtschaft die Planung und ihre 
Durchführung hier am klarsten und einfachsten ist, 
und die Verflechtungen mit anderen Sektoren der 
Wirtschaft durchaus nicht kompliziert sind.

In den Jahren 1945/46 waren bei der Erfassung und 
Ablieferung sowohl der tierischen als auch der pflanz
lichen Erzeugnisse erhebliche, in den Kreisen und Be
zirken unterschiedliche Schwierigkeiten aufgetreten. Die 
Erzeugung und das Ernteergebnis des Jahres 1945 
reichten nicht aus, um das an sich schon niedrig ge
stellte Soll zu erfüllen und zwangen zur Aufnahme 
von Anleihen in landwirtschaftlichen Produkten, die 
sich bei der Ablieferung und Erfassung des Jahres 1946 
als vorweg zu tilgende hypothekenähnliche Belastungen 
für eine Vielzahl von landwirtschaftlichen Erzeugern 
auswirkten. Die Veranlagungen zur Pflichtablieferung 
waren 1945 nur wenig, 1948 schon besser differenziert 
worden, aber sie trugen der unterschiedlichen Lei
stungsfähigkeit der einzelnen Wirtschaften nicht ge
nügend Rechnung.

Obwohl auf der einen Seite die im Plan angesetzten 
Arten und Mengen an landwirtschaftlichen Erzeug
nissen vielfach nicht zur Ablieferung gelangten, wur
den andererseits durch gewissenlose Aufkäufer, Schie
ber und Spekulanten erhebliche Mengen von Agrav- 
produkten laufend und systematisch in den Dörfern 
aufgekauft und dem „Schwarzen Markt“ zugeführt. 
Die Ablieferungspflichtigen nahmen es mit der Erfül
lung der ihnen auferlegten Verpflichtungen termin- 
und mengenmäßig nicht genau und teilweise entzogen 
sie sich fahrlässig aber auch vorsätzlich ihren Ver
pflichtungen.

Die Staatsanwaltschaft hat sich bis zum Frühjahr 
1947 darauf beschränkt, die Strafverfolgung in allen 
Fällen, die bei ihr anhängig gemacht wurden, durch
zuführen. Seit Mitte 1947 ging sie andere Wege. Direk
ter Anlaß dazu war der überraschende Erfolg eines 
von einem Staatsanwalt vor Bauern in einer Gemeinde 
gehaltenen Vortrages.

In dem Dorf P. — die Gemeinde hatte in den Jah
ren 1945/46 das Ablieferungssoll nicht erfüllt — sollte 
auf Antrag des Landrates gegen eine Vielzahl von

ablieferungspflichtigen Bauern im Schnellverfahren 
verhandelt werden, weil sie ihrer Ablieferungspflicht 
in tierischen Produkten — damals Befehl 14/47 — nicht 
termingemäß gonügt hatten. Das Dorf P. war in bezug 
auf die Ablieferung das schlechteste Dorf im Kreis.

Die im Zuge der Vorbereitung des Verfahrens durch
geführten staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen boten 
wegen teilweise unzulänglicher Arbeit der Selbstver
waltungsorgane und der nicht genügenden Aufklärung 
der Bauern keine Möglichkeit, durch gerichtliche Ur
teile eine Besserung herbeizuführen. Der Staatsanwalt 
brach daher seine Arbeit ab und versammelte am Nach
mittag des Ermittlungstages die gesamte Einwohner
schaft (Bauern, Bäuerinnen, Umsiedler), die Vertreter 
der Kreisverwaltung, der Polizei, kurz alles, was in 
dem Dorfe mit Landwirtschaft und von außen her mit 
dem Dorfe zu tun hatte, in einem großen Versamm
lungsraum und gab das Ergebnis seiner Ermittlungen 
und Beobachtungen und sonstigen Feststellungen be
kannt. Er zeigte auf, daß bei richtiger Einstellung der 
Menschen und sachgemäßer Anwendung der für die 
landwirtschaftliche Planung geltenden Bestimmungen 
so umfangreiche Schwierigkeiten, wie sie in diesem 
Dorfe bestanden, nicht zu bestehen brauchten.

Der Erfolg dieser Versammlung bestand darin, daß 
von der Gemeinde, die an dem 2 Tage vor dem Vor
trage des Staatsanwalts gelegenen Ablieferungstermin 
nur 351 Eier abgeliefert hatte, am nächsten Abliefe
rungstermin (14 Tage später) ohne Einwirkung von 
anderer Seite 1539 Eier abgeliefert wurden.

An dem von dem Staatsanwalt bei seiner Be
sprechung mit den Ablieferungspflichtigen festgesetzten 
Stichtag — 6 Wochen nach der Versammlung — für 
die Teilerfüllung war diese soweit vorgeschritten, daß 
strafrechtlich nicht eingeschritten zu werden brauchte. 
Am 31. Dezember 1947 hatte das Dorf — wenn auch 
teilweise durch gegenseitige Hilfe — in allen land
wirtschaftlichen Erzeugnissen das Soll erfüllt. Dieses 
Dorf war nun nicht mehr das schlechteste im Kreis.

Im Juli 1947 wurden nach gründlicher Instruktion 
die Staats- und Amtsanwälte in den Kreisen einge
schaltet. Sie haben Arbeitsbesprechungen mit den 
Landräten und deren Mitarbeitern unter Hinzuziehung 
von Vertretern der demokratischen Massenorganisatio
nen, der VdgB und der Polizei organisiert und seither 
regelmäßig durchgeführt. In diesen Besprechungen 
wurden durch Berichte der Sachbearbeiter des Land
rates, der Bezirkslandwirte, der landwirtschaftlichen 
Kontrolleure manche Schwächen erkannt und Feh
ler aufgedeckt sowie Maßnahmen zu ihrer Behebung 
und Abstellung beraten. Dadurch wurde die Arbeit 
allgemein verbessert. Die Staats- und Amtsanwälte 
des Landes Mecklenburg, die von dem Wirtschafts
staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt in ihrer Arbeit 
gelenkt wurden, wuchsen durch ihre aktive Mitarbeit 
bei den Landräten in das gesamte Arbeitsgebiet der 
landwirtschaftlichen Planung und Erfassung hinein 
und wurden auf diese Weise fachkundig. Sie fuhren 
in die Dörfer und hielten Besprechungen mit den 
Gemeindevorstehern und den Bauern ab, lernten die 
vielfältigen Schwierigkeiten und die besonderen Nöte 
der bäuerlichen Bevölkerung kennen und waren nun 
in der Lage, als Kenner der Gesetzesgrundlagen für 
Planung und landwirtschaftliche Erfassung diese rich
tig anzuwenden. Sie konnten die Ermittlungen in 
Strafsachen wegen Verstoßes gegen gesetzliche Bestim
mungen auf dem Gebiete der Landwirtschaft richtig 
führen und die erhobenen Anklagen erfolgreich ver
treten. Durch den Generalstaatsanwalt wurden sie 
über den Stand aller Kreise im Lande und des Landes 
selbst in allen landwirtschaftlichen Fragen unterrichtet.

Wie notwendig und richtig der Einsatz der Staats
anwaltschaft auf diesem Gebiete gewesen ist, ergibt 
sich aus den Erfolgen und aus der Tatsache, daß 
niemand im Lande Mecklenburg, weder die Landräte 
oder deren Mitarbeiter noch die Sachbearbeiter in den 
Ministerien oder die Leiter der Annahme- und Er
fassungsstellen die unterstützende Arbeit der Staats
anwaltschaft als Störung empfunden haben. Im Gegen
teil, die Staats- und Amtsanwälte mußten angehalten 
werden, sich bezüglich ihrer Aktivität etwas zurück
zuhalten, damit sie sich nicht zu sehr bei den Land
ratsämtern verankerten und dadurch zu weit von ihren 
anderen Aufgaben entfernt wurden.
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